Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2237 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/5 — 60021 — 5905/67 


Bonn, den 3. November 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Berlinhilfegesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13. Oktober 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
Stellung genommen. Seine Stellungnahme und die Gegenäuße- 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Berlinhilfegesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Berlinhilfegesetz vom 19. August 1964 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 674), zuletzt geändert durch die 
Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1477), wird wie folgt geändert: 

1. An die Stelle der bisherigen §§ 1 bis 13 treten 
die folgenden §§ 1 bis 13: 

„§ 1 

Kürzungsanspruch des Berliner Unternehmers 

(1) Hat ein Berliner Unternehmer an einen 
westdeutschen Unternehmer Gegenstände gelie- 
fert, so ist er berechtigt, die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer um 4,2 vom Hundert des für diese 
Gegenstände vereinbarten Entgelts zu kürzen, 
wenn die Gegenstände in Berlin (West) herge- 
stellt worden sind und aus Berlin (West) in das 
übrige Bundesgebiet gelangt sind. 

(2) Hat ein Berliner Unternehmer bei einer 
Werklieferung im übrigen Bundesgebiet an einen 
westdeutschen Unternehmer in Berlin (West) 
hergestellte Gegenstände als Teile verwendet, 
so ist er berechtigt, die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer um 4,2 vom Hundert des auf diese 
Gegenstände entfallenden Entgelts zu kürzen, 
wenn die Gegenstände besonders berechnet wor- 
den sind. 

(3) Hat ein Berliner Unternehmer Werk- 
leistungen, die in einer Bearbeitung oder Ver- 
arbeitung von Gegenständen bestehen, für einen 
westdeutschen Unternehmer in Berlin (West) 
ausgeführt, so ist er berechtigt, die von ihm ge- 
schuldete Umsatzsteuer um 4,2 vom Plündert des 
für diese Leistungen vereinbarten Entgelts zu 
kürzen, wenn die Gegenstände in Berlin (West) 
bearbeitet oder verarbeitet worden sind und aus 
Berlin (West) in das übrige Bundesgebiet gelangt 
sind. 

(4) Hat ein Berliner Unternehmer an einen 
westdeutschen Unternehmer Gegenstände ver- 
mietet oder verpachtet, so ist er berechtigt, die 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer um 4,2 vom 
Hundert des für die Überlassung dieser Gegen- 
stände vereinbarten Entgelts zu kürzen, wenn 
die Gegenstände von dem Berliner Unterneh- 
mer nach dem 31. Dezember 1961 in Berlin (West) 
hergestellt worden sind und im übrigen Bundes- 
gebiet genutzt werden. 


(5) Hat ein Berliner Unternehmer Filme, die 
er nach dem 31. Dezember 1961 in Berlin (West) 
hergestellt hat (§ 6 Abs. 3), einem westdeutschen 
Unternehmer (Verleiher) zur Auswertung (Über- 
lassung der Massenkopien an Dritte) im übrigen 
Bundesgebiet überlassen, so ist er berechtigt, die 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer um 4,2 vom 
Hundert des für die Überlassung der Auswer- 
tung vereinbarten Entgelts zu kürzen. 

(6) Die Voraussetzungen für die Kürzungen 
nach den vorstehenden Absätzen 1 bis 5 sind 
belegmäßig (§§ 8, 9) und buchmäßig (§ 10 Abs. 1) 
nachzuweisen. 

§ 2 

Kürzungsanspruch 
des westdeutschen Unternehmers 

(1) Hat ein westdeutscher Unternehmer von 
einem Berliner Unternehmer Gegenstände er- 
worben, so ist er berechtigt, die von ihm ge- 
schuldete Umsatzsteuer um 4,2 vom Hundert des 
ihm für diese Gegenstände in Rechnung gestell- 
ten Entgelts zu kürzen, wenn die Gegenstände 
in Berlin (West) hergestellt worden sind und aus 
Berlin (West) in das übrige Bundesgebiet ge- 
langt sind. 

(2) Hat ein Berliner Unternehmer in Berlin 
(West) hergestellte Gegenstände bei einer Werk- 
lieferung im übrigen Bundesgebiet als Teile ver- 
wendet, so ist der auftraggebende westdeutsche 
Unternehmer berechtigt, die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer um 4,2 vom Hundert des Entgelts 
zu kürzen, das auf diese Gegenstände entfällt, 
wenn die Gegenstände besonders berechnet wor- 
den sind. 

(3) Hat ein westdeutscher Unternehmer 
Werkleistungen, die in einer Bearbeitung oder 
Verarbeitung von Gegenständen bestehen, durch 
einen Berliner Unternehmer in Berlin (West) 
ausführen lassen, so ist er berechtigt, die von 
ihm geschuldete Umsatzsteuer um 4,2 vom Hun- 
dert des ihm für diese Werkleistung in Rechnung 
gestellten Entgelts zu kürzen, wenn die Gegen- 
stände in Berlin (West) bearbeitet oder verar- 
beitet worden sind und aus Berlin (West) in das 
übrige Bundesgebiet gelangt sind. 

(4) Hat ein westdeutscher Unternehmer von 
einem Berliner Unternehmer Gegenstände gemie- 
tet oder gepachtet, so ist er berechtigt, die von 
ihm geschuldete Umsatzsteuer um 4,2 vom Hun- 
dert des ihm für die Überlassung dieser Gegen- 
stände in Rechnung gestellten Entgelts zu kür- 
zen, wenn die Gegenstände von dem Berliner 
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Unternehmer nach dem 31. Dezember 1961 in 
Berlin (West) hergestellt worden sind und im 
übrigen Bundesgebiet genutzt werden. 

(5) Hat ein Berliner Unternehmer Filme, die 
er nach dem 31. Dezember 1961 in Berlin (West) 
hergestellt hat, einem westdeutschen Unterneh- 
mer (Verleiher) zur Auswertung (Überlassung 
der Massenkopien an Dritte) im übrigen Bundes- 
gebiet überlassen, so ist der westdeutsche Unter- 
nehmer berechtigt, die von ihm geschuldete Um- 
satzsteuer um 4,2 vom Hundert des ihm für die 
Überlassung der Auswertung in Rechnung ge- 
stellten Entgelts zu kürzen. 

(6) Die Voraussetzungen für die Kürzungen 
nach den vorstehenden Absätzen 1 bis 5 sind be- 
legmäßig (§§ 8, 9) und buchmäßig (§ 10 Abs. 2) 
nachzuweisen. 

§ 3 

Beschränkung auf den Unternehmensbereich 

Die Kürzungen nach den §§ 1 und 2 werden 
nur gewährt, wenn der Berliner Unternehmer die 
Lieferungen und sonstigen Leistungen im Rah- 
men seines Unternehmens und für das Unterneh- 
men des westdeutschen Unternehmers ausge- 
führt hat. § 5 Abs. 2 Nr. 4 bleibt unberührt. 

§4 

Ausnahmen, Einschränkungen 

(1) Die Kürzungen nach § 1 Abs. 1 und § 2 
Abs. 1 werden nicht gewährt für die Lieferung 
oder den Erwerb folgender Gegenstände: 

1. Originalwerke der Plastik, Malerei 
und Graphik nicht mehr lebender 
Künstler; 

2. Gebrauchtwaren; 

3. Antiquitäten; 

4. Briefmarken; 

5. Edelsteine und Schmucksteine (Halb- 
edelsteine), auch synthetische, sowie 
Gegenstände in Verbindung mit die- 
sen Steinen, ausgenommen Diamant- 
werkzeuge (Werkzeuge mit arbeiten- 
dem Teil aus Industriediamanten); 

6. echte Perlen, einschließlich Zuchtper- 
len, sowie Gegenstände in Verbin- 
dung mit diesen Perlen; 

7. Edelmetalle und Edelmetallegierun- 
gen in Form von Roh- und Halbmate- 
rial sowie Fertigwaren aus Edelmetal- 
len oder Edelmetallegierungen (hier- 
zu gehören nicht Waren, die mit 
Edelmetallen oder Edelmetallegierun- 
gen überzogen sind); 


8 . Zinn, Wismut und Cadmium sowie 
Legierungen, die mehr als 20 vom 
Hundert Zinn oder mehr als insge- 
samt 3 vom Hundert Wismut oder 
Cadmium enthalten, in Form von Roh- 
und Halbmaterial und von Fertigfabri- 
katen, außer Druckgußerzeugnissen; 

9. Quecksilber; 

10. nach Berlin (West) verbrachte NE- 
Metalle und NE-Metallegierungen, so- 
weit nicht unter Nummern 8 und 9 
aufgeführt, in Form von Roh-, Alt- 
und Abfallmaterial, die nicht: von 
einem Berliner Unternehmer durch 
Raffinieren, Legieren, Gießen, Wal- 
zen, Pressen (ausgenommen Paketie- 
ren) oder Ziehen in Berlin (West) be- 
arbeitet oder verarbeitet worden sind; 

11. Trinkbranntweine im Sinne des Geset- 
setzes über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgestzbl. I 
S. 335, 405) und Halbfabrikate zur 
Trinkbranntweinherstellung (ausge- 
nommen Essenzen), die nicht in einer 
Betriebstätte in Berlin (West) in Be- 
hälter bis zu 10 Liter abgefüllt wor- 
den sind; 

12. Fleisch und genießbarer Schlachtabfall 
von Rindern, Kälbern, Schweinen und 
Schafen, frisch, gekühlt oder gefroren; 
ausgenommen sind 

a) Fleisch und genießbarer Schlacht- 
abfall von Tieren, die in Berlin 
(West) geschlachtet worden sind, 

b) Fleisch in Einzelpackungen bis zu 
1000 Gramm. 

(2) Die Kürzung nach § 2 Abs. 1 wird nicht 
gewährt für den Erwerb folgender Gegenstände: 
Rohmassen (Marzipan-, Persipan- und Nougat- 
massen) und Kernpräparate (geschälte oder zer- 
kleinerte Mandeln, Haselnüsse, Kaschunüsse, 
Aprikosenkerne, Pfirsichkerne). 

(3) Die Kürzungen nach § 1 Abs. 1 und § 2 
Abs. 1 finden bei Zigaretten jeweils nur auf das 
um ein Drittel gekürzte Entgelt Anwendung. 

(4) Die Kürzung nach § 2 Abs. 1 findet bei den 
nicht unter Absatz 1 Nr. 11 fallenden Trink- 
branntweinen und Halbfabrikaten zur Trink- 
branntweinherstellung (ausgenommen Essenzen) 
nur auf das um zwei Drittel gekürzte Entgelt 
Anwendung. 

(5) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß die Kürzungen nach 
§ 1 Abs. 1 oder nach § 2 Abs. 1 auf die Liefe- 
rungen von Gegenständen bestimmter Art nicht 
anzuwenden sind, wenn durch diese Vergünsti- 
gungen die Existenz derjenigen westdeutschen 
Wirtschaftszweige gefährdet würde, die Gegen- 
stände gleicher Art liefern. 
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§ 5 

Berliner Unternehmer, westdeutscher 
Unternehmer 

(1) Berliner Unternehmer im Sinne dieses Ge- 
setzes ist 

1. ein Unternehmer, der seine Geschäfts- 
leitung in Berlin (West) hat, auch mit 
seinen im übrigen Bundesgebiet ge- 
legenen Betriebstätten, soweit nicht die 
Vorschrift des Absatzes 2 Nr. 2 An- 
wendung findet; 

2. eine in Berlin (West) gelegene Betrieb- 
stätte eines Unternehmers, der seine 
Geschäftsleitung im übrigen Bundes- 
gebiet oder im Ausland hat. 

(2) Westdeutscher Unternehmer im Sinne die- 
ses Gesetzes ist 

1. ein Unternehmer, der seine Geschäfts- 
leitung im übrigen Bundesgebiet hat, 
mit seinen im übrigen Bundesgebiet 
gelegenen Betriebstätten; 

2. eine im übrigen Bundesgebiet gelegene 
Betriebstätte eines Berliner Unterneh- 
mers, wenn sie das Umsatzgeschäft mit 
einem anderen Berliner Unternehmer 
im eigenen Namen abgeschlossen hat; 

3. eine im übrigen Bundesgebiet gelegene 
Betriebstätte eines Unternehmers, der 
seine Geschäftsleitung außerhalb des 
übrigen Bundesgebiets und Berlins 
(West) hat; 

4. eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts und eine politische Partei im 
übrigen Bundesgebiet, auch wenn die 
Lieferungen und sonstigen Leistungen 
nicht für ihr Unternehmen ausgeführt 
worden sind. 

§ 6 

Herstellung in Berlin (West) 

(1) Eine Herstellung in Berlin (West) liegt 
vor, wenn durch eine Bearbeitung oder Verarbei- 
tung in Berlin (West) nach der Verkehrsauffas- 
sung ein Gegenstand anderer Marktgängigkeit 
entstanden ist, es sei denn, daß der Gegenstand 
in Berlin (West) nur geringfügig behandelt wor- 
den ist. Kennzeichnen, Umpacken, Umfüllen, Sor- 
tieren, das Zusammenstellen von erworbenen 
Gegenständen zu Sachgesamtheiten und das An- 
bringen von Steuerzeichen gelten nicht als Be- 
arbeitung oder Verarbeitung. 

(2) Eine Bearbeitung oder Verarbeitung durch 
einen Berliner Unternehmer liegt auch dann vor, 
wenn dieser sie durch einen anderen Berliner 
Unternehmer ausführen läßt. 

(3) Filme gelten als in Berlin (West) herge- 
stellt, wenn die Atelieraufnahmen ausschließlich 
in Berliner Atelierbetrieben und die technischen 


Leistungen (Schnitt, Musikaufnahmen, Mischung 
und Massenkopien) ausschließlich in Berliner 
filmtechnischen Betrieben durchgeführt worden 
sind (§ 1 Abs. 5, § 2 Abs. 5). 

§ 7 

Bemessungsgrundlage 

(1) Zum Entgelt im Sinne dieses Gesetzes ge- 
hört nicht die Umsatzsteuer. § 10 Abs. 1 UStG 
ist anzuwenden. In den Fällen des § 19 Abs. 1 
UStG ist die Kürzung nach § 1 vom Entgelt zu- 
züglich der Umsatzsteuer vorzunehmen. 

(2) Berechnet der Berliner Unternehmer die 

Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgelten 
(§§ 19, 20 UStG), so treten in § 1 an die Stelle 
der Vereinbarten Entgelte die vereinnahmten 
Entgelte. Anstatt des vereinbarten Entgelts ist 
das vereinnahmte Entgelt und der Tag der Ver- 
einnahmung buchmäßig nachzuweisen (§ 10 

Abs. 1 Nr. 7). 

(3) Bei einem Wechsel der Besteuerungsart 
dürfen Kürzungsbeträge nach § 1 nicht doppelt 
in Anspruch genommen werden. 

§ 8 

Ursprungsbescheinigung, Berlin-Beleg 

(1) Der Nachweis, daß die in das übrige Bun- 
desgebiet gelangten Gegenstände in Berlin 
(West) hergestellt sind (§ 1 Abs. 1, 2, 4 und 5, 
§ 2 Abs. 1, 2, 4 und 5), ist von dem westdeut- 
schen Unternehmer durch eine von dem Sena- 
tor für Wirtschaft, Berlin, ausgestellte Ur- 
sprungsbescheinigung zu führen. Der Berliner 
Unternehmer hat diesen Nachweis durch eine als 
„Berlin-Beleg" gekennzeichnete Ausfertigung der 
Ursprungsbescheinigung zu führen. Der Senator 
für Wirtschaft, Berlin, erteilt die Ausfertigung 
unter den gleichen Voraussetzungen und in der 
gleichen Weise wie die für den westdeutschen 
Unternehmer bestimmte Ausfertigung. Der Un- 
ternehmer hat diese Belege zur Prüfung durch 
das Finanzamt jederzeit bereitzuhalten. 

(2) Für den Nachweis, daß Gegenstände in 
Berlin (West) bearbeitet oder verarbeitet wor- 
den sind (§ 1 Abs. 3, § 2 Abs. 3), gilt Absatz 1 
entsprechend. 

§ 9 

Versendungs- und Beförderungsnachweis 

(1) Der Nachweis, daß die in § 1 Abs, 1 bis 4 
und § 2 Abs. 1 bis 4 bezeichneten Gegenstände 
in das übrige Bundesgebiet gelangt sind, ist 
durch einen Versendungsbeleg (Frachtbrief, 
Posteinlieferungsschein und dergleichen oder 
deren Doppelstücke) oder durch einen sonstigen 
handelsüblichen Beleg (z. B. Bescheinigung des 
vom Unternehmer beauftragten Spediteurs, Ver- 
sandbestätigung des Lieferers, Empfangsbestäti- 
gung der Betriebstätte oder des Erwerbers oder 
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Auftraggebers im übrigen Bundesgebiet) im Bun- 
desgebiet zu führen. Aus dem sonstigen Beleg 
muß sich mindestens die handelsübliche Bezeich- 
nung und Menge der Gegenstände, der Tag der 
Versendung oder Beförderung und das Beförde- 
rungsmittel (z. B. Eisenbahn oder Lastkraft- 
wagen) ergeben. Außerdem soll der Beleg die 
Versicherung des Ausstellers enthalten, daß die 
Angaben in dem Beleg auf Grund von Geschäfts- 
unterlagen gemacht wurden, die im Bundesgebiet 
nachprüfbar sind. 

(2) Der Nachweis, daß die in § 1 Abs. 4 und 5 
bezeichneten Gegenstände im übrigen Bundes- 
gebiet genutzt oder ausgewertet werden, ist 
durch eine Bescheinigung des westdeutschen Un- 
ternehmers zu erbringen, aus der auch der Zeit- 
raum der Nutzung oder Auswertung hervor- 
gehen muß. 

(3) Das Finanzamt kann in begründeten Fäl- 
len auf Antrag zulassen, daß der Nachweis durch 
andere Belege geführt wird. 

§ 10 

Buchmäßiger Nachweis 

(1) Der buchmäßige Nachweis nach § 1 Abs. 6 
ist nur dann erbracht, wenn aus den im Bundes- 
gebiet geführten Büchern des Berliner Unter- 
nehmers eindeutig und leicht nachprüfbar her- 
vorgehen 

1. die Menge und die handelsübliche Be- i 
Zeichnung der Gegenstände, die gehe- j 
fert oder im Werklohn bearbeitet oder j 
verarbeitet worden sind; 

2. die Herstellung oder die Bearbeitung I 
oder Verarbeitung des Gegenstandes 
mit einem Hinweis auf die darüber 
ausgestellte Bescheinigung des Sena- 
tors für Wirtschaft, Berlin (§ 8); 

3. der Lieferer und der Tag der Lieferung 
an den Berliner Unternehmer oder der 
Werkleistende und der Tag der Werk- 
leistung an den Berliner Unternehmer, 
wenn der Berliner Unternehmer den 
Gegenstand nicht selbst hergestellt 
oder selbst bearbeitet oder verarbeitet 
hat; 

4. der Empfänger der Lieferung oder der 
sonstigen Leistung im übrigen Bundes- 
gebiet (Name, Bezeichnung des Gewer- 
bezweigs oder Berufs, Anschrift); 

5. der Tag der Versendung oder der Be- 
förderung des gelieferten oder im 
Werklohn bearbeiteten oder verarbei- 
teten Gegenstandes unter Hinweis auf 
die Versendungsbelege oder die son- 
stigen Belege (§ 9) ; 

6. die Zeit, während der die vermieteten 
oder verpachteten Gegenstände (§ 1 
Abs. 4) im übrigen Bundesgebiet ge- 
nutzt oder die Filme (§ 1 Abs. 5) im 
übrigen Bundesgebiet ausgewertet 


(aufgeführt) worden sind, unter Hin- 
weis auf die darüber ausgestellte Be- 
scheinigung des westdeutschen Unter- 
nehmers (§ 9 Abs. 2) ; 

7. das vereinbarte Entgelt unter Hinweis 
auf die Rechnungsdurchschrift. 

(2) Der buchmäßige Nachweis nach § 2 Abs. 6 
ist nur dann erbracht, wenn aus den im Bundes- 
gebiet geführten Büchern des westdeutschen Un- 
ternehmers eindeutig und leicht nachprüfbar her- 
vorgehen 

1. die Menge und die handelsübliche Be- 
zeichnung der Gegenstände, die erwor- 
ben oder im Werklohn bearbeitet oder 
verarbeitet worden sind; 

2. der Lieferer oder der Leistende; 

3. der Ort der Herstellung oder der Werk- 
leistung mit einem Hinweis auf die 
darüber ausgestellte Bescheinigung des 
Senators für Wirtschaft, Berlin (§ 8); 

4. derTag des Empfangs der Gegenstände 
im übrigen Bundesgebiet unter Hin- 
weis auf den Frachtbrief oder andere 
Belege; 

5. die Zeit, während der die gemieteten 
oder gepachteten Gegenstände (§ 2 
Abs. 4) im übrigen Bundesgebiet ge- 
nutzt oder die Filme (§ 2 Abs. 5) im 
übrigen Bundesgebiet ausgewertet 
(aufgeführt) worden sind; 

6. das vereinbarte Entgelt unter Hinweis 
auf die empfangene Rechnung. 

(3) Das Finanzamt kann einem steuerlich zu- 
verlässigen Unternehmer gestatten, daß er den 
buchmäßigen Nachweis in anderer Weise er- 
bringt. 

§ 11 

Verfahren bei der Kürzung 

(1) Die Kürzungsbeträge nach den §§ 1 und 2 
sind mit der für einen Voranmeldungszeitraum 
oder Veranlagungszeitraum geschuldeten Um- 
satzsteuer zu verrechnen. § 18 Abs. 2 Sätze 4 
und 5 und § 18 Abs. 4 Satz 4 UStG ist anzu- 
wenden. 

(2) Werden vereinbarte Entgelte gemindert, 
so sind die Kürzungsbeträge nach den §§ 1 und 2 
insoweit zurückzuzahlen, als diese auf die Ent- 
geltminderung entfallen. Der zurückzuzahlende 
Betrag ist der Steuerschuld für den Voranmel- 
dungszeitraum (Veranlagungszeitraum) hinzuzu- 
rechnen, in dem die Entgelte gemindert werden. 

(3) Absatz 2 gilt sinngemäß, wenn vereinbarte 
Entgelte uneinbringlich geworden sind. Werden 
die Entgelte nachträglich vereinnahmt, kann der 
Unternehmer die Kürzung der Umsatzsteuer er- 
neut vornehmen. 
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§ 12 | 

Wegfall der Kürzungsansprüche 

Gelangen Gegenstände, für deren Erwerb An- j 
spruch auf die Kürzungen nach § 2 besteht, nach j 
Berlin (West) zurück, ohne daß die Gegenstände | 
im übrigen Bundesgebiet einer Bearbeitung oder 
Verarbeitung im Sinne des § 6 unterlegen haben, 
so darf die Kürzung der geschuldeten Umsatz- 
steuer nicht vorgenommen werden. Liefert der j 
westdeutsche Unternehmer die Gegenstände an 
den Berliner Lieferer zurück, so darf auch die 
Kürzung nach § 1 nicht vorgenommen werden. 
Ist die Kürzung bereits vorgenommen worden, 
so ist der Kürzungsbetrag an das Finanzamt 
zurückzuzahlen. 

§ 13 ' 

Besonderer Kürzungsanspmch 
für Unternehmer in Berlin (West) j 

| 

(1) Unternehmer, für deren Besteuerung nach j 
dem Umsatz ein Finanzamt in Berlin (West) zu- | 
ständig ist (§ 73 Abs. 4 der Reichsabgabenord- j 
nung) und deren Gesamtumsatz (§ 19 Abs. 3 j 
UStG) im laufenden Kalenderjahr 200 000 Deut- 
sche Mark nicht übersteigt, sind unbeschadet der 
Kürzungen nach den §§ 1 und 2 berechtigt, die 
Umsatzsteuer, die sie für einen Voranmeldungs- 
zeitraum (Veranlagungszeitraum) schulden, um 

4 vom Hundert des Entgelts für ihre im gleichen 
Zeitraum bewirkten steuerpflichtigen Umsätze 
zu kürzen. Der Kürzungsbetrag darf 720 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr nicht übersteigen. Sind im 
Gesamtumsatz lediglich Umsätze aus freiberuf- 
licher Tätigkeit im Sinne des § 18 Abs. 1 Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes oder aus einer 
Tätigkeit als Handelsvertreter oder Makler 
enthalten, so beträgt der Kürzungsbetrag höch- 
stens 1200 Deutsche Mark im Kalenderjahr. 

(2) Sind im Gesamtumsatz sowohl Umsätze 
aus freiberuflicher Tätigkeit oder aus einer Tätig- 
keit als Handelsvertreter oder Makler als auch 
andere Umsätze enthalten, so kann hinsichtlich 
der erstgenannten Umsätze die Kürzung bis zur 
Höhe von 1200 Deutsche Mark vorgenommen 
werden. Ergibt sich bei diesen Umsätzen ein 
niedrigerer Kürzungsbetrag als 1200 Deutsche 
Mark, so kann der nicht verbrauchte Rest des 
Kürzungsbetrages von 1200 Deutsche Mark bis 
zu einem Höchstbetrag von 720 Deutsche Mark 
von der für die anderen Umsätze geschuldeten 
Umsatzsteuer abgesetzt werden. 

(3) Unternehmer im Sinne des Absatzes 1, 
deren Gesamtumsatz im laufenden Kalenderjahr 
200 000 Deutsche Mark übersteigt, können von 


ihrer Umsatzsteuerschuld einen Betrag absetzen, 
dessen Höhe wie folgt zu berechnen ist: 

Der Betrag, der bei Nichtberücksichtigung der 
Umsatzgrenze von 200 000 Deutsche Mark absetz- 
bar wäre, wird um 4 vom Hundert des Betrages 
gekürzt, um den der Gesamtumsatz höher ist als 
200 000 Deutsche Mark." 

2. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 13 sind 
auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1967 und vor dem 1. Januar 
1970 ausgeführt werden." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 2 und 3. 


Artikel 2 

Auf Umsätze, die der Berliner Unternehmer vor 
dem 1. Januar 1968 ausgeführt hat, sind die bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden umsatz- 
steuerrechtlichen Vorschriften des Berlinhilfegeset- 
zes anzuwenden. 


Artikel 3 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des neuen Berlinhilfegesetzes mit 
neuem Datum und in neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
| 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

! Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
! erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
| des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft, 
gleichzeitig tritt die Verordnung zu § 12 Abs. 2 des 
Berlinhilfegesetzes vom 25. November 1966 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 651) außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die im Jahre 1950 begründeten und später auf den 
heutigen Stand erweiterten umsatzsteuerlichen Ber- 
linhilfe-Vergünstigungcn sind in ihrer gegenwärti- 
gen Ausprägung auf die am 31. Dezember 1967 aus- 
laufende Bruttoumsatzsteuer zugeschnitten. Der 
Übergang zu einem Nettoumsatzsteuersystem durch 
Einführung der Mehrwertsteuer am 1. Januar 1968 
auf Grund des Umsatzsteuergesetzes vom 29. Mai 
1967 (BGBl. I S. 545 ff) erfordert daher aus systema- 
tischen Gründen eine entsprechende Anpassung der 
im geltenden Berlinhilfegesetz vom 19. August 1964 
(BGBl. I S. 674) geregelten Umsatzsteuervergünsti- 
gungen. Der Deutsche Bundestag hat hierzu in sei- 
ner 105. Sitzung am 26. April 1967 folgende Ent- 
schließung gefaßt (Stenographischer Bericht über die 
105. Sitzung des Deutschen Bundestages am 26. April 
1967 [Seite 4901 D]) : 

„Der Bundestag ist der Ansicht, daß die Berlin- 
Präferenzen nach Inkrafttreten der Mehrwert- 
steuer unter Berücksichtigung der systemati- 
schen Besonderheiten dieser Steuer grundsätz- 
lich weiterzuführen und der neuen Rechtslage 
anzupassen sind, und bittet die Bundesregie- 
rung, den entsprechenden Gesetzentwurf recht- 
zeitig vorzulegen." 

In Erfüllung des ihr erteilten Auftrags legt die Bun- 
desregierung den Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Berlinhilfegesetzes vor. 

1. Vergünstigungen im Waren- und Dienstlei- 
stungsverkehr (§§ 1 und 2 des Entwurfs) 

Der Entwurf sieht entsprechend der bisherigen Re- 
gelung im Waren- und Dienstleistungsverkehr von 
Berlin (West) in das übrige Bundesgebiet weiterhin 
eine Präferenz sowohl für den Westberliner Unter- 
nehmer als auch für den westdeutschen Auftragge- 
ber vor. Die Präferenz des Westberliner Unterneh- 
mers dient insbesondere dem Ausgleich gewisser 
Standortnachteile und Risiken, die sich aus der 
geographischen, wirtschaftlichen und politischen 
Lage von Berlin (West) ergeben. Durch die in der 
Regel gleich hohe Präferenz des westdeutschen Auf- 
traggebers soll für die westdeutsche Wirtschaft ein 
Anreiz geschaffen werden, Aufträge nach Berlin 
(West) zu vergeben. 

Nach dem geltenden Berlinhilfegesetz ist der Ber- 
liner Unternehmer mit seinen Umsätzen an einen 
westdeutschen Unternehmer unter bestimmten Vor- 
aussetzungen von der Umsatzsteuer befreit. Die 
Steuerbefreiung führt im Regelfall zu einer Steuer- 
ersparnis von 4 v. H. des Entgelts. Der westdeutsche 
Unternehmer hat unter entsprechenden Vorausset- 
zungen das Recht, seine Umsatzsteuerschuld um 
4 v. H. des an den Berliner Unternehmer gezahlten 


Entgelts zu kürzen oder, soweit eine Umsatzsteuer- 
schuld nicht besteht, vom Finanzamt die Auszah- 
lung des Kürzungsbetrages zu verlangen. 

Iin Rahmen der Mehrwertsteuer würde eine Steuer- 
befreiung für den Westberliner Unternehmer ihr 
Ziel verfehlen, weil infolge der Systematik der 
Mehrwertsteuer die Steuerbefreiung innerhalb der 
Unternehmerkette nachteilige Wirkungen hätte: der 
steuerbef reite Unternehmer wäre vom Vorsteuerab- 
zug ausgeschlossen. Die nicht abzugsfähigen Vor- 
steuern gingen daher als Kosten in den Preis ein 
und unterlägen ihrerseits auf den folgenden Stufen 
der Besteuerung. Insoweit träte eine Kumulation 
von Umsatzsteuern ein. Aus diesem Grunde sieht 
der Gesetzentwurf für den Berliner Unternehmer 
eine besondere Vergünstigung in der Form eines 
Kürzungsanspruchs vor. Danach kann der künftig 
steuerpflichtige Westberliner Unternehmer seine 
Umsatzsteuerschuld um 4,2 v. H. der mit westdeut- 
schen Unternehmen vereinbarten Umsatzentgelte 
kürzen, übersteigt der Kürzungsbetrag die Umsatz- 
steuerschuld, so wird der Überschuß spätestens nach 
| der Veranlagung an den Westberliner Unternehmer 
ausgezahlt. 

Eine gleiche Regelung ist für den westdeutschen Un- 
ternehmer hinsichtlich der ihm von Berliner Unter- 
nehmern in Rechnung gestellten Umsatzentgelte 
vorgesehen. Da dem westdeutschen Unternehmer 
bereits nach geltendem Recht ein Kürzungsanspruch 
zusteht, tritt insoweit eine grundsätzliche Änderung 
nicht ein. 

Während nach geltendem Recht die umsatzsteuer- 
lichen Vergünstigungen auf das Bruttoenlgelt ein- 
schließlich der darin enthaltenen Umsatzsteuervor- 
belastung gewährt werden, soll künftig für die Be- 
messung der Kürzungen das Nettoentgelt (Gesamt- 
entgelt abzüglich Umsatzsteuer) maßgebend sein. 
Der Entwurf folgt hierin der Regelung bei der 
Mehrwertsteuer. Um zu verhindern, daß durch den 
Übergang zur Nettoberechnung eine Minderung des 
bisherigen Präferenzvolumens eintritt, ist es erfor- 
derlich, den Kürzungsanspruch für jede Unterneh- 
merseite auf 4,2 v. H. festzusetzen. Durch die Er- 
höhung des Satzes von 4 v. H. auf 4,2 v. H. (insge- 
samt von 8 v. H. auf 8,4 v. H.) wird annähernd der 
Präferenzbetrag erreicht, der auf die gegenwärtige, 
im späteren Nettopreis nicht mehr enthaltene durch- 
schnittliche Umsatzsteuervorbelastung entfällt. 

2. Sondervergünstigung für mittelständische Un- 
ternehmer in Berlin (West) (§ 13 des Entwurfs) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die be- 
stehende Sondervergünstigung für Berliner Unter- 
nehmer mit Jahresumsätzen bis zu 200 000 DM 
(erhöhte Umsatzfreibeträge von 30 000 DM für Ge- 
werbetreibende bzw. 50 000 DM für freie Berufe, 
Handelsvertreter und Makler) in einer der Mehr- 
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wertsteuer gemäßen Form beibehalten werden 
sollte. Dies versteht sich deswegen nicht von selbst, 
weil die geltende Freibetragsregelung im wesent- 
lichen als eine Ausgleichsmaßnahme angesehen 
wird, durch die die Kumulationswirkung der Brutto- 
umsatzsteuer gemildert werden soll. Bei der auf al- 
len Wirtschaftsstufen und in allen Umsatzbereichen 
gleichmäßig wirkenden Mehrwertsteuer entfällt die- 
ser Grund. Gleichwohl erscheint es mit Rücksicht auf 
die besondere Bedeutung der mittelständischen Ber- 
liner Unternehmer für die Gesamtwirtschaft von 
Berlin (West) geboten, für den bezeichneten Unter- 
nehmerkreis weiterhin eine gezielte Präferenz vor- 
zusehen. Nach dem Entwurf sollen deshalb Unter- 
nehmer, die steuerlich in Berlin (West) geführt wer- 
den und deren Gesamtumsatz im laufenden Ka- 
lenderjahr 200 000 DM nicht übersteigt, einen be- 
sonderen Kürzungsanspruch erhalten. Der Anspruch 
führt dazu, daß 4 v. H. der Entgelte für die steuer- 
pflichtigen Umsätze von der Umsatzsteuerschuld 
abgesetzt werden können, und zwar bei Gewerbe- 
treibenden bis zu einem jährlichen Höchstbetrag von 
720 DM und bei freiberuflichen Unternehmern, Han- 
delsvertretern und Maklern bis zu einem jährlichen 
Flöchstbetrag von 1200 DM. Die Höchstbeträge ent- 
sprechen den zusätzlichen Steuervorteilen, die diese 
Berliner Unternehmer gegenwärtig gegenüber den 
westdeutschen Unternehmern haben. 

3. Sonstige Änderungen 

Der Entwurf enthält außer der eigentlichen Anpas- 
sung der Vergünstigungen an die neue Rechtslage 
ab 1. Januar 19G8 noch einige weitere Änderungen, 
die teils der Verbesserung und Vereinfachung der 
bisherigen Regelungen dienen, teils nur redaktio- 
nelle Bedeutung haben. Außerdem sind die in den 
Umsatzsteuervorschriften des Berlinhilfegesetzes 
bisher verwendeten Bezeichnungen für Berlin (West) 
und Westdeutschland an die geltende Sprachrege- 
lung angepaßt worden, um die Zugehörigkeit von 
Berlin (West) zur Bundesrepublik Deutschland zum 
Ausdruck zu bringen. 

Bei der Vorbereitung des Entwurfs stellte sich ins- 
besondere die Frage, unter welchen Vorausetzun- 
gen künftig eine Herstellung in Berlin (West) an- 
genommen werden soll. Die Frage ist im geltenden 
Recht insofern unbefriedigend geregelt, als durch 
die Anknüpfung an den weitgefaßten umsatzsteu- 
errechtlichen Bearbeitungsbegriff (§ 3 Abs. 3 BHG 
1964 in Verbindung mit § 12 UStDB) praktisch auch 
geringfügige Bearbeitungen als Herstellung anzu- 
sehen sind und damit zur Inanspruchnahme der Ver- 
günstigungen berechtigen. Es bedurfte bisher stets 
eines Eingreifens des Gesetz- oder Verord- 
nungsgebers, um der in diesen Fällen unerwünsch- 
ten Präferenzierung die rechtliche Grundlage zu 
entziehen. Der Entwurf löst das Problem durch Über- 
nahme der bisherigen Grundsätze mit der Ein- 
schränkung, daß eine Herstellung in Berlin (West) 
nicht vorliegt, wenn der Gegenstand in Berlin (West) 
nur geringfügig behandelt worden ist (§ 6 Abs. 1 
des Entwurfs). Damit soll den Finanzbehörden und 
dem Senator für Wirtschaft in Berlin, der die Tat- 
sache der Herstellung in Berlin zu bescheinigen hat, 


die Möglichkeit gegeben werden, die Gewährung 
der Vergünstigungen aus Rechtsgründen zu ver- 
sagen. 

4. Geltungsdauer der Vergünstigungen 

Die umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften des Ber- 
Knhilfegesetzes sind durch das Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes zur Förderung der 
Wirtschaft von Berlin (West) und des Gesetzes über 
Steuererleichterungen und Arbeitnehmervergünsti- 
gungen in Berlin (West) vom 29. Juli 1964 (BGBl. I 

5. 534) bis zum 31. Dezember 1969 befristet worden. 
Der vorliegende Entwurf läßt diese Frist bestehen 
und bestimmt daher, daß die neuen Vorschriften auf 
die nach dem 31. Dezember 1967 und vor dem 1. Ja- 
nuar 1970 ausgeführten Umsätze anzuwenden sind. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Im Hinblick auf die Vielzahl der vorzunehmenden 
Änderungen und Umstellungen sieht der Entwurf 
eine Neufassung der bisherigen §§ 1 bis 13 des 
Berlinhilfegesetzes vor. 

Zu§ 1 

Die Vorschrift regelt den Kürzungsanspruch des Ber- 
liner Unternehmers hinsichtlich seiner Umsätze an 
einen westdeutschen Unternehmer und ersetzt damit 
die bisherige Steuerbefreiung. Die begünstigten 
Tatbestände des § 1 BHG 1964 sind unverändert 
übernommen worden (Lieferungen, Werklieferun- 
gen im Bundesgebiet unter Verwendung in Berlin 
(West) hergestellter Teile, Werkleistungen, Vermie- 
tungen und Verpachtungen, Überlassung von Fil- 
men zur Auswertung). Der Kürzungssatz beträgt 
4,2 v. H. (vgl. hierzu Nummer 1 des allgemeinen 
Teils der Begründung). Da die Besteuerung bei der 
Mehrwertsteuer in der Regel nach dem Soll (ver- 
einbartes Entgelt) vorzunehmen ist, erscheint es 
zweckmäßig, auch die Kürzungen auf das verein- 
barte Entgelt zuzulassen. 

Zu §2 

Nach dieser Vorschrift erhält der westdeutsche Un- 
ternehmer hinsichtlich seiner mit einem Berliner 
Unternehmer getätigten Umsätze einen in Umfang 
und Höhe gleichen Kürzungsanspruch, wie er nach 
§ 1 dem Berliner Unternehmer eingeräumt werden 
soll. Eine grundlegende Änderung ist damit nicht 
verbunden, da die Präferenz des westdeutschen Un- 
ternehmers auch bisher schon in einem Kürzungs- 
anspruch besteht (vgl. hierzu Nummer 1 des allge- 
meinen Teils der Begründung). 

Zu § 3 

Die Beschränkung auf den Unternehmensbereich 
entspricht der jetzigen Rechtslage. Sie ist notwen- 
dig, um zu verhindern, daß Unternehmer für Ge- 
schäfte, die sie im privaten Bereich tätigen, die Kür- 
zungen in Anspruch nehmen können, während Pri- 
vatpersonen hiervon ausgeschlossen sind. 
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Zu §4 

In dieser Vorschrift sind die Gegenstände aufge- 
führt, die ganz oder teilweise von den Umsatzsteuer- 
vergünstigungen ausgenommen werden sollen. Die 
Aufzählung entspricht der bisherigen Regelung 
(§§ 5 und 9 BHG 1964 sowie Verordnung zu § 12 
Abs. 2 BHG 1964 vom 25. November 1966 [BGBl. I 
S. 651]). Lediglich die Ausnahme nach § 5 Nr. 11 
BHG 1964, die sich auf die in § 7 Abs. 2 Ziff. 2 
Buchstaben a und b UStG 1951 bezeichneten Gegen- 
stände bezieht (forstwirtschaftliche Erzeugnisse, Ge- 
treide, Mehl sowie Backwaren, Schälmühlenerzeug- 
nisse, Grieß und Teigwaren, Reis), ist in der Auf- 
zählung nicht mehr enthalten, weil diese im Jahre 
1950 zum Schutze der Westberliner Ernährungswirt- 
schaft vorgenommene Einschränkung unter heutigen 
Verhältnissen entbehrlich erscheint. 

Die Ermächtigung des bisherigen § 12 Abs. 1 BHG 
ist wegen des sachlichen Zusammenhangs mit den 
Ausnahmeregelungen als Absatz 5 in die Vorschrift 
einbezogen worden. 

Zu § 5 

Die Begriffe Berliner Unternehmer und westdeut- 
scher Unternehmer sind inhaltlich aus § 3 Abs. 1 
und 2 und § 4 BHG 1964 mit der Abweichung über- 
nommen worden, daß für die Lokalisierung nicht 
mehr der „Sitz" sondern die „Geschäftsleitung" des 
Unternehmers maßgebend ist. Die Änderung soll 
verhindern, daß durch formale Sitzbegründungen 
oder Sitzverlegungen die Eigenschaft als Berliner 
oder westdeutscher Unternehmer erlangt werden 
kann. 

Zu § 6 

Absatz 1 der Vorschrift behandelt den Begriff der 
Herstellung in Berlin (West). Wie im allgemeinen 
Teil der Begründung bereits dargelegt worden ist 
(Nummer 3), knüpft die Neuregelung an den her- 
kömmlichen Bearbeitungsbegriff des Umsatzsteuer- 
rechts an, schränkt diesen Begriff aber zugleich da- 
hin ein, daß Gegenstände, die in Berlin (West) nur 
geringfügig behandelt worden sind, nicht die Vor- 
aussetzung der Herstellung in Berlin (West) er- 
füllen. 

Die bisher in § 12 Abs. 2 BHG 1964 enthaltene Er- 
mächtigung ist nicht in den Entwurf übernommen 
worden, weil die Tatbestände (geringfügige Bear- 
beitungen), die unter diese Ermächtigung fallen, im 
wesentlichen bereits nach Absatz 1 von den Kürzun- 
gen ausgeschlossen sind. 

Zu §7 

Nach Absatz 1 gehört zum Entgelt grundsätzlich 
nicht die in den Rechnungen gesondert ausgewie- 
sene Umsatzsteuer. Der Entwurf folgt hier aus 
systematischen und praktischen Gründen der Rege- 
lung bei der Mehrwertsteuer (vgl. allgemeiner Teil 
Ziffer 1). Eine abweichende Bemessungsgrundlage 
(z. B. einschließlich Umsatzsteuer) würde die Unter- 
nehmer und die Finanzämter mit zusätzlichen Auf- 
zeichnungen und Nachprüfungen belasten, ganz ab- 


gesehen von den Schwierigkeiten, die sich bei nach- 
träglichen Änderungen der in Rechnung gestellten 
Steuerbeträge ergeben würden. 

Absatz 2 regelt die Bemessungsgrundlage und die 
Aufzeichnung bei der Besteuerung der Unternehmer 
mit niedrigem Gesamtumsatz. Hier tritt das verein- 
nahmte an die Stelle des vereinbarten Entgelts 
(§§ 19, 20 UStG). 

Der Wechsel der Besteuerungsart darf nach Absatz 3 
keine doppelte Kürzung nach sich ziehen. 

Zu §§ 8 bis 10 

Diese Vorschriften regeln in z. T. gestrafften und 
bereinigten Fassungen den Belegnachweis und den 
Buchnachweis inhaltlich im wesentlichen wie bis- 
her (§ 3 Abs. 5 und 6, §§ 6 bis 8 BHG 1964). In 
§ 8 (Versendungs- und Beförderungsnachweis) ist 
zusätzlich die Bestimmung aufgenommen worden, 
daß das Finanzamt auf Antrag die Führung des 
Nachweises durch andere Belege zulassen kann. 

Zu § 11 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen Kürzungsver- 
fahren (§ 2 BHG 1964). Durch die Bezugnahme auf 
§ 18 Abs. 2 Sätze 4 und 5 Abs. 4 Satz 4 des neuen 
Umsatzsteuergesetzes wird bestimmt, daß die die 
Umsatzsteuerschuld übersteigenden Kürzungsbe- 
träge grundsätzlich nach der Veranlagung auszuzah- 
len sind; im Voranmeldungsverfahren findet eine 
Auszahlung nur dann statt, wenn die Überschüsse 
im einzelnen Voranmeldungszeitraum mehr als 
1000 DM betragen. 

Absätze 2 und 3 enthalten Vorschriften über die 
Rückzahlungspflicht bei der Minderung und der Un- 
einbringlichkeit von Entgelten. 

Zu § 12 

Durch diese Vorschrift sollen Umgehungen und 
Mißbräuche vermindert werden. Es handelt sich um 
eine aus § 10 BHG 1964 weiter entwickelte Vor- 
schrift. 

Zu § 13 

Der in dieser Vorschrift geregelte besondere Kür- 
zungsanspruch (vgl. Nummer 2 des allgemeinen 
Teils der Begründung) setzt wie bisher voraus, daß 
der Unternehmer umsatzsteuerlich bei einem Finanz- 
amt in Berlin (West) geführt wird und sein Gesamt- 
umsatz 200 000 DM nicht übersteigt. Der Gesamtum- 
satz ist in § 19 Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes vom 
29. Mai 1967, auf den die Vorschrift Bezug nimmt, 
allerdings anders definiert als im geltenden Recht 
(§ 13 Abs. 1 UStDB). Infolgedessen können auch 
solche Unternehmer in den Genuß dieser Vergün- 
stigung kommen, deren Gesamtumsatz zur Zeit 
200 000 DM übersteigt, weil grundsätzlich auch die 
steuerfreien Umsätze zum Gesamtumsatz gehören, 
während nach neuem Recht die steuerfreien Um- 
sätze (bis auf wenige Ausnahmen) aus dem Ge- 
samtumsatz ausscheiden. Die Zahl der Berliner Un- 
ternehmer, die hiernach zusätzlich begünstigt wer- 
den, dürfte sich jedoch in Grenzen halten. 
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Die Regelung in Absatz 2 betrifft die Mischfälle 
(Zusammentreffen von Umsätzen aus freiberuflicher 
Tätigkeit oder aus einer Tätigkeit als Handelsver- 
treter und Makler mit anderen Umsätzen in der 
Person eines Unternehmers). Sie lehnt sich an das 
geltende Recht an (§ 7 a Abs. 3 UStG). 

Absatz 3 enthält eine Milderungsregelung für die 
Fälle der geringfügigen Überschreitung der Gesamt- 
umsatzgrenze von 200 000 DM. Auch insoweit wird 
an die bisherige Rechtslage angeknüpft (§ 57 a 
UStDB). 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Vorschrift bestimmt unter a) den Zeitpunkt für 
die Anwendung der neuen Vorschriften (vgl. Num- 
mer 4 des allgemeinen Teils der Begründung). 

Die Änderungen unter b) und c) haben redaktionel- 
len Charakter. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift stellt sicher, daß auf die vor dem 


1. Januar 1968 ausgeführten Umsätze auch nach In- 
krafttreten der neuen Vorschriften noch das zur Zeit 
geltende Recht angewendet wird. 

Zu Artikel 5 

Das vorliegende Änderungsgesetz muß gleichzeitig 
mit der Mehrwertsteuer am 1. Januar 1968 in Kraft 
treten, wenn eine lückenlose Fortführung der Um- 
satzsteuervergünstigungen erreicht werden soll. Der 
Bestand des Änderungsgesetzes wird, auch wenn 
dieses noch vor dem 1. Januar 1968 verabschiedet 
werden sollte, durch § 31 Abs. 1 Nr. 7 des Umsatz- 
steuergesetzes vom 29. Mai 1967 nicht gefährdet, da 
das Änderungsgesetz als späteres, jedenfalls aber 
als spezielleres Gesetz dieser Rechtsnorm vorgeht. 
Die in der Verordnung zu § 12 Abs. 2 des Berlin- 
hilfegesetzes enthaltene Einschränkung der Umsatz- 
steuervergünstigungen für Frischfleischlieferungen 
ist in den Ausnahmekatalog des § 4 übernommen 
worden. Die Verordnung wird daher am 1. Januar 
1968 gegenstandslos und kann auch formell außer 
Kraft gesetzt werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Die einleitenden Worte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Da das Berlinhilfegesetz mit Zustimmung des Bun- 
desrates ergangen ist, bedarf das Änderungsgesetz 
hierzu auch der Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Durch das Änderungsgesetz werden ausschließlich 
die umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften des Ber- 
linhilfegesetzes geändert. Diese haben die Zustim- 
mungsbedürftigkeit des Berlinhilfegesetzes nicht 
begründet (Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 106 Abs. 1 GG). Die Bundesregierung ver- 
tritt in ständiger Praxis die Auffassung, daß die 
Änderung eines Zustimmungsgesetzes nur dann der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, wenn durch 
das Änderungsgesetz Vorschriften geändert wer- 
den, die die Zustimmungsbedürftigkeit des ursprüng- 
lichen Gesetzes begründet haben. Die Zustimmung 
des Bundesrates ist hiernach nicht erforderlich. 
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